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Die Geschäftsprüfungskommis-
sion des Grossen Rats (GPK) be-
leuchtet als oberste Aufseherin
über die BaslerVerwaltung jedes
Jahr Missstände im Staatsappa-
rat, die ihrbei ihrenHearings und
Untersuchungen aufgefallen
sind. Ein Spezialbericht zur Jog-
gelihalle wurde bereits Anfang
April publiziert.

Nun folgt der ordentliche,
über 60 Seiten starke Jahresbe-
richt 2023. Nachfolgend eine
Übersicht über die wichtigsten
Feststellungen.

—«Grundlegende Probleme»
bei der Cybersecurity
Die GPK bemängelt in ihrem Be-
richt an verschiedenen Stellen
den Umgang des Kantons mit
Fragen der Cybersicherheit. So
seien Beanstandungen der Fi-
nanzkontrolle noch bis vor kur-
zem «nicht oder in ungenügen-
der Weise» umgesetzt worden.
Die GPK verweist in diesem Zu-
sammenhang auf denHackeran-
griff auf das Erziehungsdeparte-
ment (ED) im Januar 2023, bei
demamEnde auch Schülerdaten
im Netz landeten.

Dadurch sei derBaslerÖffent-
lichkeit «eindrücklich vor Augen
geführt»worden, «wiewichtig in
der Informatik derSchutz sensib-
ler Daten vor Zugriffen Dritter ist
und dass im Kanton diesbezüg-
lich grundlegende Probleme zu
bestehen scheinen», so die GPK.

Die Kommission stellt denn
auch die Forderung auf, «dass die
gesamtkantonale IT-Sicherheits-
architektur gestärkt wird». Sie
fordert zudem,dass die IT-Abtei-
lung des Kantons gegenüber der
gesamten öffentlichen Verwal-
tung mit einer Weisungsbefug-
nis ausgestattet wird.

Weiter kritisieren dieOberauf-
seher den Umstand, dass die IT-
Systeme beim ED noch immer
ohneMehrfachautorisierung aus-
kommen. Die Finanzkontrolle
hatte die Einführung einer sol-
chen bereits 2019 empfohlen.
«Dass dies nicht geschah, er-
scheint der GPK als besonders
stossend», heisst es im Bericht.

Mehrfachautorisierungen sind
heute beispielsweise im E-Ban-
king weitgehend Standard. Die

Kommission führt es letztlich
auch auf das Fehlen eines sol-
chenMechanismus zurück, dass
derHackerangriff auf das ED er-
folgreichwar: «Die GPK erachtet
es als höchst problematisch, dass
eine schonvor Jahrenvon ihrund
der Finanzkontrolle ausgespro-
chene Empfehlung zurMehrfak-
torauthentifizierung nicht um-
gesetzt wurde und ein System
mit 40’000 Benutzerinnen und
Benutzern nun angegriffenwer-
den konnte.» Sie erwarte, dass
die empfohlenen Massnahmen
nun «innerhalb von sechsMona-
ten umgesetzt» würden.

—«Mangelnde Transparenz»
beim Bauinspektorat
Seit Monaten steht das Basler
Bau- und Gewerbeinspektorat
(BGI) in den Schlagzeilen: Archi-
tektinnen und Bauherren bekla-
gen sich über lange Bearbei-
tungszeiten und einen «über-
mässigen Formalismus», den die
Bauinspektoren an denTag legen
würden. Sogar von verloren ge-

gangenen Dossiers ist die Rede.
Die BaZmachte unlängst publik,
welche Erfahrungen die Archi-
tekten in derRegionmit demBGI
schon gemacht habenundwie sie
sich zumTeilmassivüberdie Be-
hörde ärgern.

Die GPK hat sich der Sache
genauer angenommen. Sie be-
mängelt unter anderem, dass
für Entscheide bei Baubewilli-
gungsverfahren teilweise Krite-
rien herangezogen werden, die
nur in internenDokumenten er-
scheinen und für die Betroffe-
nen weder zugänglich noch
transparent sind. «Die GPK ist
der Ansicht, dass diese man-
gelndeTransparenz derRechts-
sicherheit widerspricht.»

Die Kommission erwartet des-
halb, dass dieseWeisungen «auf
ein absolut unumgänglichesMi-
nimum» reduziert und die «rele-
vanten Kriterien» für die Betrof-
fenen nachvollziehbar seien.

—Gravierender
Polizei-Unterbestand

Ganz allgemein hält die GPK fest,
dass die Bewerbungen auf Stel-
lenausschreibungen des Kan-
tons rückläufig seien und es
anspruchsvoller geworden sei,
geeignetes Personal zu finden.
Bei derBaslerKantonspolizei ist
die Situation bekanntlich beson-
ders prekär.

Waren im Jahr 2018 «nur» 14
Stellen unbesetzt, sind es zurzeit
ganze 120. Kommt hinzu: Bis im
Jahr 2034 erreichen 150 aktive
BaslerPolizisten das Rentenalter.
Diese allein könnten zwar durch
die neu ausgebildeten Personen
ersetzt werden. Die zunehmen-
den Kündigungen würden aber
zu einer zusätzlichen Verschär-
fung der Situation führen. Erst
amMittwoch schilderte ein Ord-
nungshüter in einemBrief unge-
ahnt alarmierende Zustände.

Die kurzfristigen Sofortmass-
nahmen zur Steigerung der Be-
rufsattraktivität sind hinlänglich
bekannt: eine befristete Arbeits-
marktzulage beispielsweise. Im
Grossen Ratwurde zudem eben-

falls amMittwoch die Forderung
nach einer substanziellen Lohn-
erhöhung überwiesen.

Aufgrund dieser bestehenden
Forderungen habe sich die GPK
«nicht vertieft» mit dem Lohn-
systemauseinandergesetzt.Über-
haupt verzichtet die Aufsichts-
kommission darauf, einen Sün-
denbock für die Problematik
auszumachen.

Stattdessen empfiehlt sie dem
Justiz- und Sicherheitsdeparte-
ment (JSD), das Augenmerk auf
andere Massnahmen zu legen,
insbesondere der «Erholung» in
Form von freien Wochenenden,
aber auch der psychologischen
Unterstützung des Korps.

—Demo-Statistik soll
detaillierterwerden
Im Zusammenhangmit derKan-
tonspolizei beugte sich die GPK
auch über den oft kontrovers de-
battierten polizeilichen Umgang
mit den zunehmendenDemons-
trationen. Auf eine inhaltliche
Kritik zur Führung des Departe-

ments verzichtete die Aufsichts-
kommission.

KonkreteÄnderungen fordert
die GPK hingegen bei der 2023
zweitmalig publizierten Demo-
Statistik des JSD.Diese ist zurzeit
nur nach Anzahl Mahnwachen,
Standkundgebungen und De-
monstrationen unterteilt. Die
GPK bemängelt, dass darin nicht
auch nach Demo-Grösse und
dem polizeilichen Aufwand un-
terschieden wird. Die absoluten
Zahlenwürden «ein falsches Bild
vermitteln»,wohingegen eine de-
tailliertere Aufschlüsselung die
Aussagekraft der Statistik erhö-
hen würde. Fortan sollen diese
Faktoren also zur besseren Ge-
wichtung ebenfalls statistisch er-
fasst werden.

—Gleichstellungsabteilung
zuwenig divers
Im Präsidialdepartement (PD)
gibt es noch einen weiteren Fall,
den die GPK kritisch beäugt hat.
Er betrifft die Abteilung für
GleichstellungundDiversität.Der
Vorwurf der GPK hier: Ausge-
rechnet diese Fachstelle ist zu
wenig divers.Von 17Angestellten
sind 14 Frauen, eine Person ist
nonbinär. Bleibenmickrige zwei
Männer.

Das PD argumentiert unter
anderem damit, dass sich Män-
ner «tendenziell weniger für
Gleichstellungsthemen interes-
sieren». Zudem bemühe man
sich, die Stellen explizit auch für
Männer (und Nonbinäre) auszu-
schreiben, und man mache über
Männernetzwerke neue Stellen-
ausschreibungen publik.

DieGPKanerkennt die Schwie-
rigkeiten und die Versuche, kon-
tert aber: «Die Beobachtung der
Aktivitäten durch die GPK zeigen
jedoch eine eher lückenhafte Um-
setzung dieser Massnahmen. So
publizierte die Abteilung Gleich-
stellung zeitgleich mit der Be-
antwortung derGPK-Fragen eine
Praktikumsstelle, die keinen ent-
sprechenden Willkommensver-
merk an nicht-weibliche Bewer-
bende enthielt.»Weiterhabeman
auf Nachfrage bei «drei bedeu-
tenden Fachorganisationen der
Region Basel» erfahren, «dass
sie noch nie zwecks Verbreitung
einer Stellenausschreibung von
der Verwaltung kontaktiert wor-
den seien».

Der Kanton hat ein Cybersicherheits-Problem
GPK tadelt Basler Verwaltung Die Geschäftsprüfungskommission beleuchtet in ihrem alljährlichen Bericht Missstände im Staatsapparat.
Im Fokus: IT, Bauinspektorat und Polizei.

In Sachen Cybersicherheit fordert die GPK eine Umsetzung der empfohlenen Massnahmen «innerhalb von 6 Monaten». Symbolfoto: iStock

SP-Grossrat Tim Cuénod steht
seit Dezember der mächtigen
Geschäftsprüfungskommission
vor. Im Interview spricht er erst-
mals seit seinerAmtsübernahme
über die (fehlende) Fehlerkultur
in der Verwaltung.

Ein besonderer Fokus im
GPK-Bericht 2023 betrifft
die Cybersicherheit. Es komme
vor, dass selbst schwere
IT-Beanstandungen der
Finanzkontrolle in der
Verwaltungweitgehend
ignoriertwerden.Wie ist das
möglich,Herr Cuénod?
Vorweg: Meistens wird die
Finanzkontrolle sehr ernst ge-
nommen.Manchmal gibt es auch
legitime Meinungsunterschiede
in der Verwaltung. Es kann aber
auch sein, dass eine Stelle einer

IT-Frage keine grosse Bedeutung
beimisst, in verschiedenen De-
partementen werden Mindest-
standards nicht eingehalten. Die
GPK fordert deshalb via Motion
eine zentralisierte Informatikstel-
le, die departementsübergreifend
weisungsbefugt ist.

Altbekannte Probleme gibt seit
Jahren auch im Bauinspektorat.
Verbesserungen sind nicht
wirklich in Sicht. Bräuchte es
hier nicht auch eine
Kommissionsmotion, um
endlich vorwärtszukommen?
Im Bauinspektorat habenwir er-
heblicheMängel festgestellt.Aber
auch gewisse Fortschritte. Bei-
spielsweise wurde der Penden-
zenberg etwas kleiner, Bewilli-
gungsverfahren in gewissen Be-
reichen vereinfacht. Trotzdem

sind dieMängel schwer.Die Kun-
denfreundlichkeit lässt zu wün-
schen übrig.Die GPKhat klar be-
nannt, was es braucht. Man soll
wenigerverhindern undmehrer-
möglichen.Klar ist, dasswirwei-
terhin genauhinschauenwerden.

Die Beanstandungen der GPK
wiederholen sich immerwieder
mal:Wie beurteilen Sie
die Fehlerkultur in der
Verwaltung grundsätzlich?
Unterschiedlich gut. Es gibt Ab-
teilungen, die offen und trans-
parentmit Fehlern umgehen.Die
Probleme benennen und auch
Rechenschaft ablegen.Dann gibt
es andere, wo es – das ist die
Wahrnehmung derGPK– darum
geht, die Arbeit möglichst gut
darzustellen und offensichtliche
Probleme nicht anzugehen. Es

braucht in der Verwaltung eine
Kultur, wo man Fehler machen
darf, diese aber auch offenlegt
und Massnahmen ergreift.

Die GPK hat auch die Art und
Weise der Berichterstattung
des Regierungsrats kritisiert.
Sein Jahresbericht solle
als Rechenschaftsbericht
daherkommen und nicht
als «Hochglanzbroschüre».
Wie ist das konkret gemeint?
Jahresbericht und Legislaturplan
sind wichtige Dokumente, sie
dürfen durchaus ansprechend
gestaltet sein.Wirwollenmit der
Aussage etwas anderes kritisie-
ren: dass ganze Abteilungen und
Departemente in erster Linie da-
rauf aus sind, ihre Arbeit in ein
vorteilhaftes Glanzlicht zu rü-
cken.Das betrifft neben dem Jah-

resbericht auch den Legislatur-
plan und die Legislaturziele,wel-
che sich die Regierung alle vier
Jahre steckt. Wir wollen wissen,
ob diese erreichtwurden.Konkret
erwartenwir jetzt kurzfristig eine
Legislaturbilanz: Dabei geht es
darum, aufzuzeigen,welche Zie-
le undMassnahmen erreicht und
umgesetzt wurden – undwelche
nicht. Wir wünschen uns ganz
einfach einen ehrlichen Bericht.

Welches Departement hat
ammeisten PR betrieben?
Wir haben bewusst darauf ver-
zichtet, dies imvorliegenden Jah-
resbericht zu benennen. Es kann
aber sein, dasswir das in Zukunft
anders handhaben, wenn uns
dies negativ auffällt.

Anja Sciarra

«Es gibt Departemente, die nur möglichst gut dastehen wollen»

«Wir wünschen uns
ganz einfach einen
ehrlichen Bericht.»

Tim Cuénod
Präsident der
Geschäftsprüfungskommission
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ImKantonBasel-Stadt, durchaus
erfolgsverwöhnt, fast unermess-
lich reich auch, gilt seit Jahren
das, was man gemeinhin «Any-
thing goes» nennt. Alles geht. Es
gibt dann etwa Menschen, die
selbstbewusst genug sind, auch
die – nicht immer nur schöne –
Vergangenheit in eine sensible,
bunte umzudeuten.Nichts ist un-
möglich.

Das hat dieses Landvor einem
Jahr erfahren, als bekannt gewor-
den ist, dass der renommierte
Basler SchriftstellerAlain Claude
Sulzer von den Kulturchefinnen
der beiden Basel zu einer Recht-
fertigung aufgefordertwurde. Er
hatte für sein neues Buch, das in
den 1970er-Jahren im Ruhrpott
spielt, den Begriff «Zigeuner»
verwendet. Für das Buch hatte er
ein Gesuch für einen sogenann-
tenWerkbeitrag eingereicht.

Schlechte Publizität
Dieser wurde aber nie gespro-
chen. Nachdem der zuständige
Fachausschuss Literatur der bei-
den Basel demAutor einen Brief
geschrieben hatte, er solle doch
bitte begründen, warum er das
Wort «Zigeuner» verwende, zog
Sulzer sein Gesuch zurück. Zen-
survorwürfe wurden laut. Ein
Mitglied desAusschusses trat zu-
rück.Die basel-städtische Kultur-
chefin, Katrin Grögel, gab Fehler
in der «Kommunikation» zu,
mehr aber auch nicht. Bundesrat
Beat Jans, damals Grögels Chef
als Regierungspräsident, war
zwar nicht happy, schlug aber in
einem solchen Fall «Fussnoten»
für mehr Kontext vor. Kam auch
nicht überall gut an …

Schlechte Publizität für Basel.
Die BaZ erkannte «Sittenwäch-
tertum». Die Schriftstellerin Eva

Menasse hat in der «NZZ am
Sonntag» geschrieben: «Katrin
Grögel muss zurücktreten – we-
gen literarischer Inkompetenz.»

Normalerweise lässt sich solch
eine unschöne Geschichte am
Rheinknie aussitzen.Ausserwenn
man das Pech hat, dass die Ge-
schäftsprüfungskommission des
Parlaments (GPK) sich den Vor-
fall genauer anschauenwill.Was
hier passiert ist.

Die neuen Erkenntnisse sind
brisant: Es war gar nicht das Ex-
pertengremium,das dasWort «Zi-
geuner» für problematisch hielt
und von Sulzer eine Rechtferti-
gungwollte. ImGegenteil.Der be-
ratende Fachausschuss hatte
empfohlen,dasGesuch«aufgrund
seiner literarischenQualität» gut-
zuheissen. Das sollte Sulzer so
mitgeteilt werden – in einem
Brief, der vor dem Versand «dem
Gremium zur Vernehmlassung»
gezeigt werden sollte.

L’État, c’est moi?
Das geschahnicht.Die zwei Chef-
beamtinnen aus Stadt (Grögel)
und Land (Esther Roth) unter-
schlugen im Brief nicht nur die
Empfehlung des Ausschusses,
sondern teilten Sulzer mit, dass
sich dieser auch noch rechtferti-

gen solle.Unddies imNamendes
Expertengremiums, das diese
Entscheide so nie gefällt hatte.

Besonders schlechtweg kom-
men also Grögel und Roth. Letz-
tere sogar noch mehr, wie die
GPK weiter berichtet. Entgegen
der Empfehlung des Fachaus-
schusses sei Roth nicht bereit ge-
wesen, «Mittel zu sprechen». Zu-
dem habe sie ein Gespräch mit
dem Autor und dem Fachaus-
schuss «ausgeschlossen». Nur
schriftlichwäre sie für einenAus-
tausch zu haben gewesen.

Für den Betroffenen, Alain
Claude Sulzer, ergibt sich folgen-
des Bild: «Es wird in Basel und
Liestal nicht aufgrund litera-
rischer Kriterien über Gesuche
entschieden, sondern nach ideo-
logischen Voraussetzungen. Das
geht so weit, dass man von lite-
rarischen Figurenmoralisch ein-
wandfreie Positionen erwartet,
was dasWesenvon Literaturder-
art ad absurdum führt, dass sich
meinerseits jederKommentar er-
übrigt.»Was sich Sulzer dagegen
wünscht: ein klares Wort des
Fachausschusses.

«Statt sich schweigend hinter
dem Rücken der beiden Beam-
tinnen zu verstecken, könnten
sie doch endlich Farbe bekennen,
ob sie hinter deren Entscheid
stehen oder nicht; dass es offen-
sichtlich nicht ihr Entscheidwar,
wissen wir ja jetzt. Etwas mehr
Mut würde da nicht schaden.»

Auch von Kontrollseite gibt
es massive Kritik. GLP-Grossrat
Johannes Sieber, in der GPK ver-
antwortlich für das Präsidialde-
partement, sagt imGesprächmit
derBaZ: «Dieser Fall hatmeinem
Eindruck nach viel Schaden an-
gerichtet, das lässt sich nicht be-
streiten.» Störend seien beson-
ders die Intransparenz und das
zweifelhafteVorgehen der beiden

Kulturabteilungsleiterinnen: Bis
zur Überprüfung habe auch er
gedacht, dass der Fachausschuss
den abschlägigen Entscheid für
Sulzers Gesuch gefällt habe.

Ein grosses Problem ist auch,
dass in derÖffentlichkeit derEin-
druck entstanden ist: Hier wird
nicht nach literarischem Mass-
stab entschieden, sondern nach
politischer Vorliebe.

Schweigende Chefinnen
Diese Sorge umtreibt auch Sieber.
Er sagt: «Es kann nicht sein, dass
dieses Bild vermittelt wird. Und
fallsman tatsächlich derMeinung
ist, dass bei den Förderungskri-
terien etwas zu ändern ist – etwa
Leitlinien für sensible Sprache in
literarischen Werken –, dann ist
das immer noch Sache der Poli-
tik und nicht der Verwaltung.»

Dass überhaupt schon derVer-
dacht derParteilichkeit –mitsamt
den geäusserten Zensurvorwür-
fen – aufgekommen ist, findet
Sieber gravierend. «DerVorwurf,
dass hier in vorauseilendem Ge-
horsam vor dem Zeitgeist ge-
kuscht worden ist, wiegt schwer.
Sollte dieser Entscheid tatsäch-
lich aus Sorge vor negativen Re-
aktionen, vonwelcher Seite auch
immer, getroffenworden sein: So
ist das bedenklich.»

Unddie Kulturchefinnen?Hül-
len sich in Schweigen.Aus Basel-
Stadt heisst es: «DerRegierungs-
rat wird die Fragen und Forde-
rungen der GPK in gewohntem
Rahmen beantworten. Bitte ha-
ben SieVerständnis, dasswir uns
vorab dazu nicht äussern.» Und
im Baselbiet: «Der Regierungs-
rat und Mitarbeitende des Kan-
tons Basel-Landschaft äussern
sich grundsätzlich nicht zu ei-
nem Bericht der Geschäftsprü-
fungskommission des Kantons
Basel-Stadt.»

Ideologie statt Literatur: Basel
gibt ein ganz schlechtes Bild ab
Analyse Die Rüge der Geschäftsprüfungskommissionmuss zu denken geben.
Auch der betroffene Autor, Alain Claude Sulzer, übt scharfe Kritik.

Der Basler Schriftsteller Alain Claude Sulzer an der Podiumsdiskussion «Kulturkampf zwischen den Zeilen». Foto: Pino Covino

Wofür braucht es ein Gremium
von Expertinnen und Experten,
wenn am Schluss doch
die beiden zuständigen
Amtsleiterinnen entscheiden?

Diese Frage stellt sich
unwillkürlich, wer den
aktuellen Bericht der basel-
städtischen Geschäfts-
prüfungskommission (GPK)
liest. Es geht um den Fachaus-
schuss Literatur – eine Exper-
tenrunde aus Literaturwissen-
schaftlerinnen, Lehrern und
Schriftstellerinnen –, um die
beiden Abteilungsleiterinnen
Kultur in Basel und Baselland
und um den Schriftsteller
Alain Claude Sulzer.

Der Fachausschuss hatte im
Mai 2023 die Eingabe Sulzers
begutachtet. Es ging um einen
Förderbeitrag im fünfstelligen
Bereich für einen neuen
Roman.

Die Expertenrunde hatte zwar
über die Verwendung desWorts
«Zigeuner» im Roman Sulzers
diskutiert, aber am Ende
beschlossen, dessen neues
Werk zu fördern. Man fand
jedoch, dass «eine Delegation»
mit dem Autor über das heikle
Wort reden sollte. Der Brief an
Sulzer mit der Zusage und der
Bitte um ein Gespräch wurde
aber dem Fachausschuss nicht
mehr zum Gegenlesen
vorgelegt, sondern direkt
versandt. Damit nicht genug.
Im Brief wurde, und hier zitie-
ren wir den Bericht der GPK,
«nicht das vom Literatur-
ausschuss vorgeschlagene
Vorgehen vermittelt. Statt den
Autor für ein klärendes
Gespräch anzufragen, wurde
dieser aufgefordert, sich zu
rechtfertigen. Gänzlich
unterschlagen wurde, dass der
Literaturausschuss dem Gesuch
aufgrund der literarischen
Qualität des Textes positiv
gegenüberstand und es zur
Gutheissung empfahl.»

Alain Claude Sulzer, empört
ob der Einladung, aber in
Unkenntnis darüber, dass sein
Begehr gutgeheissen worden
war, zog das Gesuch zurück
und ging an die Medien.
So realisierte die Autorin
und Literaturwissenschaftlerin
Bettina Spoerri – sie gehörte
dem Fachausschuss an –,
dass Katrin Grögel, Abteilungs-
leiterin Kultur in Basel-Stadt,
und Esther Roth, ihr Pendant
im Baselbiet, sich über den
Entscheid des Fachausschusses
hinweggesetzt hatten. Spoerri
legte in der Konsequenz ihr
Mandat nieder.

Noch einmal wörtlich der
Bericht der GPK: «In ihrem
E-Mail vom 15. Mai 2023 äus-
serte sich die Leiterin der
Abteilung Kultur des Kantons
Basel-Landschaft dahin
gehend, dass sie nicht bereit
sei, Mittel zu sprechen. Zudem
schliesse sie ein Gespräch mit
dem Autor und dem Fachaus-
schuss aus. Für sie komme nur
eine schriftliche Stellungnahme

des Autors infrage, nach deren
Eingang das Gesuch allenfalls
neu beurteilt werden könne.»

Wie kommen die beiden
Abteilungsleiterinnen Kultur
dazu, derart unverfroren ihre
Macht spielen zu lassen und
die Fachpersonen im Ausschuss
zu desavouieren? Zwei
Möglichkeiten drängen sich
auf: Angst oder Ideologie.
Fürchteten sich Grögel und
Roth vor einem Shitstorm,
wenn bekannt geworden wäre,
dass mit staatlichen Geldern
ein Buch mitfinanziert worden
ist, in demwiederholt dasWort
«Zigeuner» auftaucht? Hätte
sich Sulzer vor ihnen «recht-
fertigen» müssen, weil die
beiden Abteilungsleiterinnen
genau dem aus demWeg gehen
wollten: sich zu rechtfertigen?
Es wäre ein Armutszeugnis.

Alain Claude Sulzer ist ein
Schriftsteller mit feiner Feder,
Takt und sehr gutem Ruf.
Er steht nicht im Verdacht,
hetzerisch, rassistisch oder
diskriminierend zu schreiben.
Roth und Grögel hätten sich vor
ihn stellen müssen, wäre er
angegriffen worden. Von hypo-
thetischer Angst getriebene
Amtsleiterinnen, die in der
Abwägung, Kunstfreiheit zu
verteidigen oder Ärger aus dem
Weg zu gehen, sich dafür
entscheiden, einWerk nicht zu
unterstützen, sind am falschen
Ort. Nicht einmal auf das Urteil
des von ihnen bestellten Fach-
ausschusses vertrauten sie.

Sollte Ideologie hinter dem
willkürlichen Entscheid von
Roth und Grögel stecken, ist es
noch schlimmer. Die Aufgabe
einer Amtsleiterin Kultur ist
es nicht, ihre persönlichen
Überzeugungen durchzusetzen.

Die GPK fordert, «dass die Rolle
und die Kompetenz des
Fachausschusses Literatur
überprüft und gegen innen
und aussen klar kommuniziert
wird». Hält man sich das
Vorgehen von Roth und Grögel
vor Augen, liegt es auf der Hand,
wie es mit dem Fachausschuss
weitergehen muss. Er gehört
umgehend abgeschafft, denn
die beiden Amtsleiterinnen
wissen offenbar besser,
was mit den 260’000 Franken,
die jährlich zur Verfügung
stehen, gefördert werden soll
– und was nicht.

DieWillkür der
Amtsleiterinnen Kultur
ist stossend
Katrin Grögel und Esther Roth stellten sich
gegen den Entscheid des Fachausschusses.

MarkusWüest
Mitglied der
Chefredaktion

Kommentar

Die Aufgabe einer
Amtsleiterin Kultur
ist es nicht,
ihre persönlichen
Überzeugungen
durchzusetzen.

«Der Vorwurf,
dass hier in
vorauseilendem
Gehorsam vor
demZeitgeist
gekuscht worden
ist, wiegt schwer.»
Johannes Sieber
GLP-Grossrat


